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1. Problemaufriss 
„Die 24-Stunden-Pflege gerät ins Wanken“1. So wurde ein Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
vom Juli 2021 in der Presse kommentiert. Das Gericht hatte sich mit dem Fall einer bulgari-
schen Live-In befasst, die nach eigener Aussage – wenngleich nur sechs Stunden pro Tag 
vergütet – rund um die Uhr im Einsatz war. Mit dieser Erfahrung steht sie exemplarisch für die 
Live-In-Branche, in der primär mittel- und osteuropäische Pendelmigrantinnen in deutschen 
Privathaushalten Tätigkeiten der Pflege, Hauswirtschaft und Betreuung zu prekären Bedin-
gungen übernehmen. 

Das Bundesarbeitsgericht bestätigte für diesen Fall (in dem explizit ein Arbeitsverhältnis zwi-
schen Live-In und bulgarischer Agentur vereinbart war), dass der Live-In-Arbeitskraft auch für 
die Zeiten der Bereitschaft Mindestlohn zustand – womit sie für deutlich mehr als 30 Stunden 
pro Woche zu bezahlen war.2 Mit diesem Urteil wird einmal mehr der von Gewerkschaften und 
Forschung seit Jahren identifizierte dringende Regelungsbedarf der Branche offenkundig. Das 
zentrale Problem der Live-In-Branche sind die überlangen Arbeitszeiten. Von Live-Ins wird 
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häufig erwartet, dass sie sieben Tage die Woche fast 24 Stunden zur Verfügung stehen, so-
dass sie sich beinahe in permanentem Bereitschaftsdienst befinden, mit allen Folgen für Ge-
sundheit und Sicherheit, die damit (auch unabhängig von der rechtlichen Situation) verbunden 
sind. Da für Live-Ins Arbeitsort und Wohnort zusammenfallen, befinden sie sich zudem in einer 
besonderen Situation der Verletzbarkeit sowie der Abhängigkeit vom Wohlwollen der Betreu-
ten und ihrer Familien.3 Auch deshalb stellt der Privathaushalt als Arbeitsort besondere Her-
ausforderungen an Agenturen, die gute Arbeitsbedingungen4 in der Alltagsrealität verwirkli-
chen möchten. 

Dieses Policy Paper gibt Anregungen für die dringend notwendige Neuausrichtung und Regu-
lierung der Live-In-Branche. Es wurde im Rahmen eines Forschungsprojekts erstellt, das von 
der Hans-Böckler-Stiftung gefördert wird und das die juristisch und sozialethisch informierte 
Weiterentwicklung der Tätigkeit von Agenturen in der Live-In-Branche zum Ziel hat.5 Wir be-
fassen uns hier allein mit der durch Agenturen organisierten Live-In-Pflege, da wir deren Tä-
tigkeit für eine notwendige Vorbedingung für die Ermöglichung von guter Arbeit in der Live-In-
Pflege halten. Wir verwenden den Begriff „Live-In-care“, um das gesamte Spektrum der Auf-
gaben, die die Live-Ins in der Praxis übernehmen, zu erfassen. Neben Bereitschaftsdiensten 
umfassen diese ein weites Spektrum an Sorgeaktivitäten. Dieses reicht von körperbezogener 
und psychosozialer Unterstützung im Alltag über Beschäftigung und kognitive Aktivierung so-
wie Haushaltsführung und Beaufsichtigung (bei Demenz) bis hin zu Aufgaben der Grund- und 
(im Widerspruch zu gesetzlichen Bestimmungen) manchmal sogar der Behandlungspflege.6 

Das Policy Paper enthält zunächst Vorschläge, wie in der Praxis, insbesondere von Agenturen, 
die Arbeitsbedingungen bei Live-In-Care verbessert werden könnten (2.). Diesen Maßnahmen 
sind in ihrer Wirkung jedoch enge Grenzen gesetzt, da bei Live-In-Care problematische Ar-
beitssituationen unvermeidlich zu sein scheinen. Deshalb muss die Pflegepolitik begleitend 
gewährleisten, dass die Nachfrage nach dieser Erwerbsform deutlich reduziert wird. Doch 
gänzlich verschwinden wird sie wohl nicht. Deshalb muss die Arbeits- und Sozialpolitik für 
Arbeitsverhältnisse in der Branche die Rechtsform der Beschäftigung durchsetzen – eine un-
abdingbare Voraussetzung, um gute Arbeit zu ermöglichen. Diese sowie weitere politische 
Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen werden in Abschnitt 3 diskutiert. Ein 
Fazit (4.) fasst unsere Vorschläge zusammen. 

2. Qualitative Weiterentwicklung durch Praxisakteure 
Eine qualitative Weiterentwicklung der Praxis von Live-In-Care sollte sich an Qualitätsstan-
dards guter Arbeit orientieren, auf die die folgenden Best-Practice-Beispiele bereits hinwei-
sen.7 

a. Begrenzung der Arbeitszeiten 
Die Agenturen begrenzen oft vertraglich die Arbeitszeit der Live-In. Zugleich erwarten Pflege-
haushalte (und oft auch Agenturen) meist kontinuierliche Verfügbarkeit der Live-In, wodurch 
eine quasi permanente Arbeitsbereitschaft entsteht. Um diesem Problem beizukommen, wer-
den in der Praxis verschiedene Maßnahmen angewandt. 
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So erheben einige Vermittlungsagenturen vor dem Einsatz der Live-In durch einen persönli-
chen Besuch im Haushalt der Pflegepersonen den konkreten Bedarf. Teilweise lehnen sie 
Haushalte ab, wenn wegen eines zu hohen Bedarfs die vereinbarte Höchstarbeitszeit nicht 
eingehalten werden könnte. In diesem Prozess ist zudem eine Einbindung von kommunalen 
Pflegestützpunkten sinnvoll, die im Sinne eines Case Managements beraten. Hierbei können 
auf Basis des bereits vorhandenen Unterstützungsnetzwerkes die individuell notwendigen 
Hilfsangebote zusammen mit den Pflegebedürftigen und ihren Angehörigen festgestellt wer-
den (zum Case Management siehe 3c.).  Auf Basis der Bedarfsfeststellung durch das externe 
Case Management ist durch die Agenturen zu konkretisieren, welche Aufgaben von der Live-
In übernommen werden und welche Bereitschaftszeiten geplant sind. Dabei sind auch mögli-
che Aufgaben zu identifizieren und zu benennen, die in jedem Fall durch die Angehörigen 
selbst übernommen werden müssen und nicht der Live-In übertragen werden dürfen (wie z.B. 
Wäsche für die Angehörigen). 

Zudem können Koordinator:innen in den Agenturen auf Basis der Aufgaben, die für die Live-
In benannt wurden, für deren Einsatz einen Musterarbeitszeitplan erstellen. Auf dessen 
Grundlage können laufend Dienstpläne erarbeitet (und bedarfsgerecht überarbeitet) werden. 
Solche Pläne setzen voraus, dass zwischen Arbeitszeit (inklusive Bereitschaftszeit) und Frei-
zeit klar unterschieden wird, anstatt von einer Vermischung von Arbeits- und Freizeit auszu-
gehen oder diese widersprüchlich zu definieren. Für freie Zeiten der Live-In ist zu benennen, 
durch welche anderen Akteure – Angehörige, Nachbar:innen, Tagespflege – in dieser Zeit die 
Sorgeaktivitäten oder der Bereitschaftsdienst  abgedeckt wird. 

Ein besonders problematischer Aspekt der gegenwärtigen Praxis ist es, dass Agenturen häufig 
die Verantwortung für die Einhaltung der Arbeitszeit in erster Linie bei der Live-In verorten. 
Dabei wird nicht selten zu Unrecht auf deren Arbeitsmarktposition verwiesen: Selbst, wenn 
Live-Ins in Einzelfällen tatsächlich die Möglichkeit haben, sich dem Beschäftigungsverhältnis 
durch Kündigung zu entziehen, folgt daraus nicht notwendig eine Verhandlungsmacht in Be-
zug auf die Arbeitsbedingungen. Deshalb sollte die Verantwortung für die Einhaltung der Ar-
beitszeit den Koordinator:innen übertragen werden. Auch sollte etabliert werden, dass beide 
Seiten – Live-Ins und Pflegehaushalte – regelmäßig Stundenzettel erstellen, auf deren Basis 
der Arbeitszeitplan bei Bedarf überarbeitet wird und die als Indizien im Streitfall dienen können.  

Die Koordinator:innen können auch zu Dienstleistungen beraten, welche die Live-In und ggf. 
die Angehörigen entlasten (z.B. Tagespflege, Kurzzeitpflege oder Besuchsdienste) (siehe 
hierzu auch 2b). Dazu sowie zur kontinuierlichen Überprüfung des Bedarfs sollten monatliche 
Gespräche mit den Live-Ins sowie mit den Angehörigen oder Pflegebedürftigen vorgesehen 
werden. 

Sollte festgestellt werden, dass die vereinbarte Arbeitszeit kontinuierlich oder wiederholt nicht 
eingehalten wird und die am Pflegearrangement direkt Beteiligten Anpassungen nicht vorneh-
men, ist der Musterarbeitsplan so zu revidieren, dass Angehörige oder externe Dienstleis-
tungsgeber:innen stärker eingebunden werden. 
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b. Pflegemix 
Für die effektive Begrenzung der Arbeitsaufgaben und damit der Arbeitszeiten der Live-In ist 
fast immer ein Pflegemix – im Sinne des Einbezugs anderer Akteure – erforderlich.  

In Betracht kommen hier zuerst einmal Angebote der ambulanten sowie der Tages- und Kurz-
zeitpflege. Zumindest dann, wenn es keine Angehörigen gibt, die Bereitschafts- und Betreu-
ungsphasen abdecken können, müssen die Live-Ins aber unabhängig von diesen Dienstleis-
tungen durch weitere Arbeitnehmer:innen entlastet werden; diese können allerdings für meh-
rere Haushalte zuständig sein. Ein wichtiger Schritt zur qualitativen Weiterentwicklung von 
Live-in-Care besteht deshalb darin, dass Agenturen über einen Pool an zusätzlichen Be-
schäftigten verfügen, die neben Live-Ins in die Pflegearrangements eingebunden werden 
können.  

In der Schweiz gibt es Dienstleistungsangebote, über die extern wohnende Betreuungsper-
sonen für mehrere Stunden in die Pflegehaushalte kommen,8 in Deutschland gibt es solche 
Arrangements offenbar (noch) nicht. Die Agenturen selbst (oder andere Unternehmen bzw. 
Wohlfahrtsverbände oder kommunale Einrichtungen, mit denen sie kooperieren) könnten zu-
dem für eine Reihe geographisch nicht zu weit voneinander entfernter Pflegehaushalte einen 
Bereitschaftsdienst organisieren, für den neben dem klassischen „Roten Knopf“ auch digitale 
Technologien zum Einsatz kommen könnten. Um die Personen in der Bereitschaft zu benach-
richtigen, können z.B. Sturzmelder und Personenortungssysteme eingesetzt werden, oder 
auch komplexere Assistenzsysteme, die auf Basis von Sensorik oder Vitalparametern der Pfle-
gebedürftigen auf Abweichungen von einem „Normalverhalten“ hinweisen.9 

c. Management der Prozesse im Sinne guter Arbeit 
Eine weitere Herausforderung ist mit dem Umstand verbunden, dass Live-Ins in der Wohnung 
einer anderen Person arbeiten und leben. Da sie vom Wohlwollen der Pflegebedürftigen und 
ihrer Angehörigen abhängig sind, leben sie in einer besonderen Situation der Verletzbarkeit. 
Auch deshalb bedarf es seitens der Agenturen eines kontinuierlichen Managements der Ar-
beitsprozesse auf das Ziel „gute Arbeit“ hin. Hierfür finden sich in der Praxis verschiedene 
Ansätze.10 

Einige Agenturen sorgen dafür, dass die Privathaushalte vor allem vor dem Arbeitsantritt der 
Live-In, aber auch über deren gesamten Einsatz hinweg für die kritischen Aspekte guter Arbeit 
sensibilisiert werden. Die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen werden z.B. auf das be-
grenzte Zeitbudget der Live-In aufmerksam gemacht und darauf hingewiesen, dass der ver-
pflichtende Arbeitszeitrahmen nur eingehalten werden kann, wenn Live-In-Care als Ergänzung 
– nicht als Ersatz – für die Betreuung und Pflege durch Angehörige und andere Akteure ein-
gesetzt wird.11 

Im Sinne eines guten Pflegemixes bestehen manche Agenturen auch darauf, dass die Pflege-
haushalte einen ambulanten Pflegedienst einbeziehen. Ausgebildete Pflegekräfte können 
den Gesundheitszustand der Pflegebedürftigen besser beurteilen und Angehörige, Live-Ins 
und Agenturen darüber und über Änderungen der Pflegebedarfe informieren. 
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Darüber hinaus sollten die Agenturen Konzepte für den Umgang mit Konflikten und Gewalt 
entwickeln. 

d. Information und Stärkung von Live-Ins in ihrer Beschäftigtenrolle 
Unabhängig von der Verantwortung der Haushalte und Agenturen sollte die Position der Live-
Ins im jeweiligen Haushalt dadurch gestärkt werden, dass effektive Konfliktlösung und Rechts-
schutz ermöglicht werden.12 Ein erster Schritt hierfür ist ein transparentes Beschwerdeverfah-
ren. Dazu ist es erforderlich, dass die Agenturen von Seiten der Live-In insbesondere in kon-
kreten Notsituationen erreichbar sind. 

Hierfür bedarf es zunächst geeigneter Ansprechpersonen. Vor allem deshalb beschäftigen 
einige Agenturen Koordinator:innen, die vor Ort als Ansprechpersonen fungieren; andere se-
hen solche auch im Herkunftsland vor oder haben eine 24-Stunden-Notfallhotline organisiert. 
Wichtig ist insbesondere, dass diese Personen (auch) in der Herkunftssprache der Live-In be-
raten und Unterstützung geben können. 

Des Weiteren sollten Live-Ins durch die Agenturen (oder besser noch: durch unabhängige Bil-
dungseinrichtungen) allgemein über ihre Rolle, Aufgaben und Rechte informiert werden, 
auch bereits im Herkunftsland. Ein Schwerpunkt liegt hierbei auf ihrer Rolle als Beschäftigte 
im Gegensatz zu einem Quasi-Familienmitglied, um die Live-Ins zu befähigen, sich besser von 
entsprechenden Zuschreibungen abzugrenzen. 

Auch eine Aufwertung der Tätigkeit der Live-In könnte ihre Position im Pflegearrangement 
verbessern. Dazu trägt eine Professionalisierung bei, die einige Agenturen durch Qualifizie-
rung bereits in Ansätzen entwickelt haben. Diese wäre in ein Aus- und Weiterbildungssystem 
zu integrieren (siehe z.B. das Rahmencurriculum „Qualifizierung für haushaltsbezogene 
Dienstleistungen“ der Deutschen Gesellschaft für Hauswirtschaft13 oder Ausbildungen im Her-
kunftsland der Live-In, wie sie die Caritas Schweiz anbietet14). 

3. Aufgaben für die Pflegepolitik 
Die genannten Maßnahmen können und sollten die Agenturen selbst ergreifen. Sie haben das 
Potenzial, graduell Arbeitsbedingungen deutlich zu verbessern. Dies ist jedoch nicht ausrei-
chend, da diesen Maßnahmen in ihrer Wirkung enge Grenzen gesetzt sind: Migrantische Live-
Ins, die als primäre und erste Ansprechpersonen in einem Pflegehaushalt leben, befinden sich 
notwendig in einer Situation starker Abhängigkeit und sind aufgrund der Live-In-Konstellation 
immer mit umfassenden Anforderungen an ihre Arbeitsbereitschaft konfrontiert. Deshalb muss 
davon ausgegangen werden, dass in der Praxis auch ein umfassendes Qualitätsmanagement 
nicht auf breiter Basis zu guter Arbeit führen wird. Die Politik muss deshalb die rechtlichen und 
institutionellen Rahmenbedingungen so weiterentwickeln, dass bei Live-In-Care gute Arbeit 
zum Normalfall wird. 

a. Reduktion der Nachfrage durch Reform des Pflegesystems 
Aus rechtlicher, gesundheitlicher und ethischer Perspektive ist Live-In-Care nur vertretbar, 
wenn die Arbeitszeit (Einsatzzeiten sowie Bereitschaftszeiten) von Live-Ins nicht deren Ge-
sundheit und Sicherheit bedroht. Entscheidend hierfür ist die Beschränkung auf den für eine 
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abhängige Beschäftigung geltenden Arbeitszeitrahmen. Dies ist aber nur möglich, wenn der 
Zeitbedarf für Live-In-Care der versorgten Person sehr niedrig ist, wenn die Live-In ergänzend 
zu einer umfangreichen Angehörigenpflege tätig ist oder wenn zusätzlich zu der Live-In weitere 
Betreuungspersonen im Einsatz sind. Darüber hinaus muss die Politik aber auch im Blick be-
halten, dass Betreuung und Pflege bei Pflegegrad 5 oder bei einer Person mit fortgeschrittener 
Demenz meist zu Belastungen der Pflegenden führen, die im häuslichen Kontext nicht mehr 
zu bewältigen sind.15 

Zugleich wird man derzeit allerdings davon ausgehen müssen, dass deutsche Mittelschichts-
haushalte auch dann auf die Unterstützung einer Live-In zurückgreifen, wenn dies (noch) nicht 
unbedingt notwendig wäre. Vielleicht bedarf die pflegebedürftige Person lediglich für ein paar 
Stunden täglich der Betreuung und Unterstützung bzw. die Angehörigen benötigen nur regel-
mäßig einige Stunden Entlastung. Hierfür gibt es zwar Angebote der Tages- und der Nacht-
pflege sowie privatwirtschaftliche Angebote für zeitlich begrenzte Unterstützung im Alltag 
und häusliche Pflegehilfe. Man findet sie aber nicht flächendeckend und ihre Finanzierung 
durch die öffentliche Hand, insbesondere die Pflegekasse ist so begrenzt, dass – vor allem bei 
weniger wohlhabenden Familien – ein erheblicher Teil des Bedarfs an diesen Dienstleistungen 
nicht gedeckt wird. Seniorenkreise und ehrenamtliche Besuchsdienste taugen nur begrenzt 
zur Entlastung der Angehörigen, weil sie nur selten verlässlich, zeitlich in ausreichendem Um-
fang und professionell zur Verfügung stehen. 

Die Nachfrage von Familien mit Pflegeverantwortung nach Live-Ins könnte also dadurch redu-
ziert werden, dass entsprechende professionelle Angebote ausgebaut werden und ihre Finan-
zierung durch die Pflegekasse erweitert wird. Zu unterstützen wäre dieser Ausbau durch ein 
größeres Angebot leicht zugänglicher Beratung, in denen den Angehörigen geholfen wird, 
auf der Basis einer umfassenden Bedarfsbewertung ein verlässliches Unterstützungsnetzwerk 
zu knüpfen. Auch in diesem Zusammenhang kommt einem flächendeckenden Ausbau der Inf-
rastruktur an Pflegestützpunkten und deren Angebot des Case Management (siehe 3c) eine 
erhebliche Bedeutung zu – in Verbindung mit der Aufgabe, die Berater:innen für diese Her-
ausforderung zu schulen. 

In Deutschland haben stationäre Einrichtungen der Altenpflege – teils aus guten Gründen, teils 
aufgrund verbreiteter familialistischer Deutungs- und Orientierungsmuster und teils in Folge 
überzogener publizistischer Kampagnen – einen sehr schlechten Ruf. Wenn es gelänge, deut-
schen Pflegeheimen das „Schreckgespenst“-Image zu nehmen, würden sich mehr Familien 
mit Pflegeverantwortung für eine stationäre Versorgung entscheiden statt für häusliche Pflege 
mit Hilfe von Live-In. Insofern würde auch eine Verbesserung der stationären Versorgung 
die Nachfrage nach Live-In-Care abschwächen. Auch neue Formen des Zusammenlebens 
könnten den Bedarf an Live-In-Care verringern. Ein gutes Beispiel ist das Cluster-Wohnen, 
also eine Wohnungsform, die aus abgeschlossenen Privaträumen (mit eigenem Bad und Kü-
che) sowie Gemeinschaftsräumen besteht. Es handelt sich dabei um selbstorganisiertes Zu-
sammenleben, das zumeist ein relativ hohes Maß an Autonomie, Selbstverwaltung und Parti-
zipation ermöglicht. Für Pflegebedürftige in Cluster-Wohnungen können Pflege, Betreuung 
und Bereitschaft gemeinsam und damit effektiver organisiert werden als in einzelnen, räumlich 
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nicht konzentrierten Privatwohnungen. In eine ähnliche Richtung weisen die in Deutschland 
z.T. schon recht verbreiteten Wohn-Pflege-Gemeinschaften.16 

Bei diesen Maßnahmen zur Reduktion der Nachfrage nach Live-In-Care geht es letztlich da-
rum, die Vielfalt personenbezogener Dienstleistungen im Kontext von Pflege auszubauen und 
ihre Zugänglichkeit zu verallgemeinern. Dies erfordert den Einsatz von deutlich mehr öffentli-
chen Mitteln. Insofern ist eine Reform des Pflegeversicherungssystems unumgänglich, bei 
der durch Steuerfinanzierung oder den Umbau zu einer Bürger:innen-Versicherung auch die 
Einnahmebasis zu verbreitern wäre.  

Aber selbst ohne eine solche Pflegereform und ohne hohe zusätzliche Kosten wäre es der 
Politik möglich, einiges zur Reduktion der Nachfrage nach Live-In-Care zu unternehmen. Die 
Bundesregierung könnte eine Aufklärungskampagne starten, welche Familien mit Pflegever-
antwortung über die Probleme von Live-In-Care aufklärt – und über die arbeitsrechtlichen Ri-
siken, die vor allem dann bestehen, wenn sie auf „Schwarzarbeit“17 oder auf Selbständigkeit 
setzen.  

b. Rechtsform der Beschäftigung  
Selbst wenn die gerade vorgeschlagenen Maßnahmen zu einer Reduktion der Nachfrage füh-
ren werden, ist nicht davon auszugehen, dass der Bedarf an Live-In-Pflege vollumfänglich zu-
rückgedrängt würde. Außerdem dürfte Live-In-Pflege arbeitsrechtlich und ethisch vertretbar 
sein, wenn der Pflege- und Betreuungsbedarf der versorgten Person gering ist (es z.B. keiner 
Bereitschaftszeiten bedarf und Nachteinsätze nicht vorkommen) oder wenn der Einsatz der 
Live-In mit umfangreicher Angehörigenpflege kombiniert wird. Für diese Einsatzszenarien ist 
gute Arbeit für die Live-Ins sicherzustellen. Zwar hat das Bundessozialgericht im Jahre 2011 
in einem Fall die Einordnung als Selbstständige akzeptiert.18 Allerdings zeigt die Empirie, dass 
Live-Ins in der Praxis meist weisungsgebunden gegenüber der betreuungsbedürftigen Person 
oder ihrer Angehörigen sind. Deshalb ist unserer Meinung nach im deutschem Arbeitsrecht 
hier regelmäßig von einer Arbeitnehmer:innenstellung auszugehen – unabhängig davon, 
ob vertraglich Selbstständigkeit angenommen wurde (sog. Scheinselbstständigkeit19). Mit dem 
Arbeitsverhältnis besteht einklagbarer arbeits- und sozialversicherungsrechtlicher Mindest-
schutz, wie z.B. Anspruch auf Mindestlohn, Schutz von Gesundheit und Sicherheit am Arbeits-
platz. Nach deutschem Arbeitsrecht ist deshalb auch das Arbeitszeitgesetz mit der gesetzli-
chen Höchstarbeitszeit anzuwenden, in welcher die Bereitschaftszeit mit zu berücksichtigen 
ist.20 Dieses Beschäftigungsmodell bietet damit für Live-Ins bestmögliche Rechtssicherheit.21 
Einen solchen Weg hat z.B. die Schweiz gewählt. Dort müssen Live-Ins zwingend ein Arbeits-
verhältnis mit dem Privathaushalt oder mit einer in der Schweiz ansässigen Agentur (Modell 
der Arbeitnehmerüberlassung) abschließen. Sie können nicht als Selbstständige eingeordnet 
werden. 

In Deutschland fordert der Bundesverband für häusliche Betreuung und Pflege (VHBP), die 
Interessenorganisation der Branche, die Einführung des gegenläufigen österreichischen Mo-
dells.22 Auch Bundesgesundheitsminister Spahn sprach sich jüngst dafür aus, die „24-Stun-
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den-Pflege“ nach dem österreichischen Modell zu regeln.23 Danach  können Live-Ins im Ar-
beitsverhältnis beschäftigt werden, aber auch als Selbstständige ein Gewerbe anmelden, wo-
mit sie in Österreich zwar weitgehend durch die gesetzliche Sozialversicherung erfasst sind, 
aber keinem arbeitsrechtlichen Schutz unterliegen.24 Zwar hat die Legalisierung vieler Be-
schäftigungsverhältnisse, die in Österreich mit dem entsprechenden Gesetz einherging, die 
Rechtsdurchsetzung etwas vereinfacht. Aber die fast durchweg „selbstständigen“ Live-Ins lei-
den nach wie vor besonders unter entgrenzter Arbeitszeit.25 Gleichzeitig ist vor dem Hinter-
grund des EU-Arbeitszeitrechts die juristische Auseinandersetzung um die Rechtmäßigkeit 
des Selbstständigenmodells in Österreich noch nicht abgeschlossen; Rechtssicherheit konnte 
also letztlich nicht erreicht werden.  

Jedenfalls in Deutschland sollte bei Live-In-Care im Interesse von Rechtssicherheit und guter 
Arbeit jede politische Regulierung die Beschäftigungsform des Arbeitsvertrags zugrunde le-
gen. Als Arbeitnehmer:innen sind die Live-Ins in Deutschland von sämtlichen Arbeitsschutz-
vorschriften umfasst.  Dies trifft auch auf das Arbeitszeitrecht zu, was mit Blick auf die Aus-
nahme in § 18 Abs. 1 Nr. 3 ArbZG auch klargestellt werden sollte.26 

Zudem ist es aus unserer Sicht entscheidend für gute Arbeit, dass Vermittlungsagenturen und 
nicht die Pflegebedürftigen oder ihre Angehörigen die Arbeitgeberrolle übernehmen. Da die 
Agentur ihr Weisungsrecht in der alltäglichen Arbeit nicht wahrnehmen, sondern auf den Haus-
halt übertragen wird, liegt in der Regel Arbeitnehmerüberlassung vor (sog. Leiharbeit), für 
die die Agenturen eine entsprechende Erlaubnis benötigen; in diesem Rahmen würde geprüft, 
ob eine angemessene Organisations- und Managementstruktur für die Gewährleistung von 
Arbeitgeberpflichten besteht.27 Im Unterschied zur Schweiz, wo dieses Modell weit verbreitet 
ist, wird es in Deutschland kaum praktiziert (und dann zumeist in der Form der Entsendung 
aus dem Ausland, bei der das Weisungsrecht bei der Agentur verbleiben müsste). Dabei liegen 
die Vorteile auf der Hand: Nur Unternehmen, nicht aber einzelne Haushalte, können die mit 
der Arbeitgeberstellung verbundenen Pflichten (einschließlich der Einhaltung von Arbeitszei-
ten) umfassend wahrnehmen – und können dafür von staatlichen Stellen auch konsequent zur 
Verantwortung gezogen werden. 

Für Rechtssicherheit und eine effektive Gewährleistung arbeitsrechtlicher Mindeststandards 
ist deshalb in Deutschland die rechtliche Klarstellung notwendig, dass Live-In-Care nur in ei-
nem Arbeitsverhältnis geleistet werden kann.28 Für gute Arbeit sollte der Gesetzgeber zudem 
Anreize setzen, die auf den Abschluss von Arbeitsverhältnissen der Live-In mit einer Agentur 
als Arbeitgeberin hinwirken und die öffentliche Ko-Finanzierung entsprechend konditionieren. 

c. Case Management 
Wie bereits dargestellt (siehe 2.), bedingt eine Begrenzung der Arbeitszeit eine verlässliche 
Einsatzplanung, und diese wiederum setzt umfassende und gute Beratung der Pflegehaus-
halte voraus, insbesondere um einen angemessenen Pflegemix und ein verlässliches Unter-
stützungsnetzwerk aufbauen zu können. Dafür bedarf es einer staatlich unterstützten Bera-
tungsinfrastruktur, die nach Konzepten des Case Managements29 arbeitet und auch Fragen 
guter Arbeit in den Blick nimmt. 
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Grundlegend für das Konzept des Case Managements in der Pflegeberatung ist die Perso-
nenzentrierung und damit eine Beratung, die das Individuum und seine Familie sowie seine 
Ressourcen und Präferenzen bei der Ermittlung von Unterstützung, Behandlung und Bedarfen 
in den Mittelpunkt stellt.30  Zugleich können im Case Management Erfahrungen aus dem Ein-
zelfall zurückgemeldet und so zur Weiterentwicklung der Infrastruktur verwendet werden.31  

Gerade für Live-In-Care ist das Case Management damit von zentraler Bedeutung, da so die 
Arbeit der Live-Ins von vorherein für den Einzelfall eingebunden in einem Pflegemix geplant 
werden kann, für den die notwendigen und zugänglichen Unterstützungsangebote ermittelt 
werden.  

Bislang findet jedoch trotz des Rechtsanspruchs auf Pflegeberatung kaum angemessenes 
Case Management statt. Pflegeberatung und Pflegestützpunkte bilden nach wie vor einen „fö-
deralen und klassenspezifischen Flickenteppich“32. Damit das Case Management eine zent-
rale und hilfreiche Unterstützungsstruktur für die Einbettung von Live-In-Care darstellen kann, 
müssten insbesondere die kommunalen Pflegestützpunkte deutlich ausgebaut werden. 

d. Beratungsangebote für Live-Ins 
Neben der Beratungsangebote für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen braucht es Bera-
tungsstrukturen für Live-Ins. So müssen diese über ihre Rechte aufgeklärt werden. Zur Stär-
kung der Position von Live-Ins ist daher ein Ausbau öffentlich finanzierter, niedrigschwelliger 
unabhängiger Beratung erforderlich (wie z.B. das Beratungsnetzwerk für mittel- und osteuro-
päische Beschäftigte „Faire Mobilität“). 

e. Weiterentwicklung und öffentliche Ko-Finanzierung 
der häuslichen 1:1-Betreuung  

Bei der im Arbeitsverhältnis erbrachten Live-In-Care ist selbstverständlich darauf zu achten, 
dass die Arbeitszeit auch bei Einbezug der Bereitschaftszeiten die im Arbeitszeitgesetz fest-
gelegten Höchstgrenzen nicht überschreitet. Dies bedeutet jedoch, dass das Wohnen am Ar-
beitsort („Live-In“) aus Betreuungsgründen vielfach nicht mehr erforderlich sein wird. Vermut-
lich wird ein Teil der Migrantinnen dennoch aus Praktikabilitätsgründen bei den von ihnen be-
treuten Pflegebedürftigen wohnen. Dies ist dann aber nicht mehr Teil des Betreuungskonzep-
tes, so dass perspektivisch die Begrifflichkeit „1:1-Betreuung“ die eigentliche Zielsetzung die-
ser Beschäftigung besser erfassen dürfte. 

Mit der Arbeitnehmer:innenstellung ist die Einhaltung von arbeitsrechtlichen Mindeststandards 
verbunden. Um gute Arbeit bei Live-In-Care zu einer Realität zu machen, müssen von Seiten 
der Politik allerdings günstigere Rahmenbedingungen geschaffen werden. Hierfür empfiehlt es 
sich, Qualitätsstandards einzuführen, deren Beachtung durch eine Zertifizierung von Agentu-
ren und entsprechend konditionierte Zuschüsse zur häuslichen 1:1-Betreuung gefördert wer-
den kann. 

Einzuführen ist eine nach Möglichkeit staatliche, zumindest aber von der Branche selbst un-
abhängige Zertifizierung von Agenturen.33 Für eine Zertifizierung ist dabei vorauszusetzen, 
dass die Agentur als Arbeitgeberin der Betreuungskräfte fungiert (siehe 3b.), dass sie für deren 
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angemessene Qualifizierung sorgt und dass sie die Einhaltung der oben beschriebenen Qua-
litätsstandards guter Arbeit (siehe 2.) gewährleistet. Was letztere betrifft, ist von den Agen-
turen insbesondere zu verlangen, dass sie eine rechtskonforme Dienstplangestaltung auf der 
Basis einer umfassenden Bedarfserhebung und Aufgabenbeschreibung sowie die Einhaltung 
gesetzlicher Höchstarbeitszeiten effektiv zu gewährleisten,  verlässliche Ansprechpersonen zu 
beschäftigen, welche die Sprache der Betreuungspersonen beherrschen, und zur effektiven 
Gewährleistung der Freizeit der Live-Ins einen Pool an zusätzlichem Betreuungs- und Bereit-
schaftspersonal bereit zu stellen. Für diesen Pool kann die Agentur auch auf vorhandene 
Dienstleistungen anderer Anbieter zurückgreifen. Die Notwendigkeit, den Rückgriff auf einen 
solchen Pool zu ermöglichen, entfällt lediglich dann, wenn die Agentur ausschließlich die Be-
treuung solcher Pflegebedürftiger organisiert, bei denen der Betreuungsbedarf sehr gering o-
der bereits durch Angehörige weitgehend abgedeckt ist. 

Die häusliche 1:1-Betreuung ist nur dann staatlich zu fördern, wenn die Pflegebedürftigen bzw. 
ihre Angehörigen einen Vertrag mit solchen Agenturen abschließen, die unter den hier be-
schriebenen Bedingungen zertifiziert wurden. Auf diese Weise kann die Pflegepolitik Anreize 
setzen, dass für die Betreuungskräfte in den Pflegearrangements gute Arbeit ermöglicht wird. 
Als Finanzierungsquelle kommt vor allem die Pflegeversicherung in Frage. Dazu können 
insbesondere die §§ 45a und 45b des SGB XI weiterentwickelt werden. Prinzipiell ermöglichen 
diese es schon heute, den Umwandlungsanspruch34 und den Entlastungsbetrag (aktuell 125€ 
im Monat) für ein als „Unterstützung im Alltag“ anerkanntes Angebot an häuslicher 1:1-Betreu-
ung zu nutzen. Die Regelung der Details, zu denen auch die von den Anbieter:innen zu erfül-
lenden Voraussetzungen gehören, hat der Bundesgesetzgeber den Ländern aufgetragen; 
aber eine entsprechende Rechtsverordnung hat unseres Wissens nur Nordrhein-Westfalen 
erlassen.35 Die mit den §§ 45a und 45b SGB XI prinzipiell eröffnete Möglichkeit, 1:1-Betreuung 
aus der Pflegekasse zu bezuschussen, sollte ausgebaut werden, vorausgesetzt sie kommt nur 
Agenturen zugute, die nach den skizzierten Kriterien zertifiziert wurden – und der unten be-
schriebene Fehlanreiz durch die Reduktion des Pflegegelds bei Inanspruchnahme von Pfle-
gesachleistungen wird beseitigt. 

Sinnvoll wäre es zudem, weitere Quellen einer staatlichen Kofinanzierung zu erschließen, die 
allerdings auf die gleiche Weise zu konditionieren sind wie bei der Pflegeversicherung. Eine 
naheliegende Möglichkeit sind die Mittel für die Häusliche Pflegehilfe im Rahmen der Sozi-
alhilfe (§ 64b SGB XII, wo bereits auf § 45a SGB XI verwiesen wird). 

Eine andere Chance ergäbe sich, wenn die Bundesregierung endlich die schon lange aus 
arbeitsmarkt- und gleichstellungspolitischen Gründen vorgeschlagenen und im Koalitionsver-
trag der scheidenden Bundesregierung bereits angekündigten Haushaltsgutscheine nach 
belgischem Vorbild einführen würde. In Belgien gibt es staatlich subventionierte Gutscheine, 
die nur bei zertifizierten, ausschließlich mit Arbeitnehmer:innen arbeitenden Dienstleistern ein-
gelöst werden können. Es wird angeregt, bei der Konzeption dieser Förderung einen Teilas-
pekt des französischen Modells zu berücksichtigen. Dort können Arbeitgeber:innen für ihre 
Mitarbeiter:innen steuervergünstigt Gutscheine einkaufen und als betriebliche Familienförde-
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rung anbieten.36 Haushaltsgutscheine sollten allerdings ausschließlich für die Bezahlung haus-
wirtschaftlicher Tätigkeiten eingesetzt werden. Da diese nur einen Teil der Sorgeaktivitäten in 
der häuslichen 1:1-Betreuung ausmachen, kommen die Gutscheine nur als eine ergänzende 
Quelle staatlicher Bezuschussung in Frage; Hauptquelle sollte die Pflegeversicherung sein. 

Eine wichtige Aufgabe der Pflegepolitik besteht auch darin, Anreize zu schaffen, dass die An-
gehörigen einen Pflegemix unter Einbezug der ambulanten Pflegedienste und anderer profes-
sioneller Dienstleister etablieren. Derzeit wird der gegenteilige Anreiz gesetzt, indem die Inan-
spruchnahme von Pflegesachleistungen zu einer Reduktion des Pflegegelds führt (§§ 37, 38 
SGB XI). Zugleich ist das für professionelle „Angebote der Unterstützung im Alltag“ maximal 
einsetzbare Budget (40% des jeweiligen Anspruchs auf Pflegesachleistungen) geringer als 
das – bisher nur alternativ gezahlte – Pflegegeld, so dass ein deutlicher Anreiz besteht, Pfle-
gegeld zu beziehen, das frei (also z.B. auch für Live-in-Care in „Schwarzarbeit“) einsetzbar ist. 
Diese Fehlanreize sollten bei nächster Gelegenheit auf jeden Fall beseitigt werden. 

4. Fazit: Gestaltungsoptionen für gute Arbeit bei Live-In-Care 
Live-In-Care ist in Deutschland nicht nur von hoher Rechtsunsicherheit geprägt, sondern bringt 
auch eine Dynamik höchst problematischer Arbeitsbedingungen mit sich, die sich insbeson-
dere in grenzenlosen Arbeitszeiten zeigen. Darauf sollte die Politik reagieren. Eine zentrale 
Aufgabe der Pflegepolitik ist die Reduzierung der Nachfrage nach Live-In-Care. Da der Bedarf 
nicht vollumfänglich reduziert werden kann, sind Bedingungen zu schaffen, die für die Live-Ins 
gute Arbeit wahrscheinlicher machen. Grundlage jeder Regulierung muss deshalb eine Wei-
terentwicklung der Qualität von Arbeit durch die Agenturen sein; klare Qualitätsstandards für 
gute Arbeit müssen Ziel und Bezugspunkt jeder Form von Regulierung und öffentlicher Ko-
Finanzierung sein. 

Insgesamt schlagen wir Folgendes vor: 

• Zur Reduktion der Nachfrage nach Live-In-Care bedarf es deutlicher Verbesserungen 
der stationären Pflege und vor allem des Ausbaus bezahlbarer professioneller Dienst-
leistungen zur Unterstützung der Angehörigenpflege (siehe 3a.). 

• Um Rechtssicherheit und rechtliche Mindestvoraussetzungen guter Arbeit zu gewähr-
leisten, muss der Abschluss von Arbeitsverhältnissen von Live-Ins mit Agenturen 
Grundlage jeglicher Bemühungen um gute Arbeit werden. Mit dem Arbeitsverhältnis 
sind nicht nur Mindeststandards des Arbeits- und Gesundheitsschutzes einschließlich 
der Arbeitsbegrenzung, sondern auch Mindestentgelte und soziale Absicherung ge-
währleistet. Im Unterschied zu Privathaushalten sind Agenturen Arbeitgeberinnen, die 
von staatlichen Stellen auch konsequent für die Einhaltung dieser Mindeststandards in 
die Pflicht genommen werden können (siehe 3b.). 

• Eine Erhebung des Betreuungs- und Pflegebedarfs differenziert den konkreten Bedarf 
an Leistungen wie körperbezogener und psychosozialer Unterstützung im Alltag, Be-
schäftigung und kognitiver Aktivierung, Haushaltsführung und Beaufsichtigung sowie 
an Grundpflege und klärt, welcher Teil von der Live-In im Einzelfall übernommen wer-
den kann und sollte, aber auch, welcher Anteil von Bereitschaftszeit geplant ist (siehe 
2a.). 
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• Die Bedarfserhebung ist der erste Schritt eines von (kommunalen) Pflegestützpunkten 
verantworteten kontinuierlichen und dynamisch anzulegenden Case Management-Pro-
zesses (siehe 3c.). 

• Die Pflegebedürftigen und die Angehörigen sind für die Aufgabe der Begrenzung der 
Arbeitszeit zu sensibilisieren (siehe 2c.). Grundlage der Dienstplangestaltung und Ar-
beitszeitplanung durch die Agenturen sollte die Bedarfserhebung sein, mit deren Hilfe 
die Einhaltung der Grenzen des gesetzlichen Arbeitszeitrechts zu gewährleisten ist. 
Die Arbeitszeit der Live-In ist zu erheben und zu kontrollieren (siehe 2a.).  

• Eine 1:1-Betreuung (aktuell meist in Form von Live-In-Care) kann gesetzeskonform in 
aller Regel nur in einem Pflegemix professioneller Angebote der ambulanten sowie der 
Tages- und Kurzzeitpflege durchgeführt werden. Ergänzend bedarf es grundsätzlich 
eines Pools von zusätzlichen Personen, die in den Pflegearrangements Betreuungs- 
und Bereitschaftszeiten übernehmen, damit die gesetzlich vorgeschriebenen freien 
Zeiten der Live-Ins auch gewährleistet sind. Dieser Pool ist durch Agenturen vorzuhal-
ten, für Fälle, in denen die Aufgaben der kurzfristigen Flexibilität nicht durch Angehörige 
übernommen werden (siehe 2b. und 3e.). 

• Die Live-In-Beschäftigten benötigen Ansprechpartner:innen der Agenturen, die rasch 
vor Ort Konflikte klären können und als Anlaufstellen für Beschwerden zur Verfügung 
stehen. Die Agenturen informieren die Beschäftigten auch umfassend über die Gren-
zen ihrer Aufgaben und den Umgang mit den häufig zu weitreichenden Erwartungen 
durch die Pflegebedürftigen (siehe 2d.). 

• Darüber hinaus bedarf es aber auch einer unabhängigen Beratungsinfrastruktur für die 
Live-In-Beschäftigten (siehe 3d.). 

• Ein wichtiger Schritt der Bundesregierung könnte eine Aufklärungskampagne sein, die 
sowohl die problematische Seite von Live-In-Care thematisiert als auch die damit für 
die Haushalte verbundenen Risiken, die Notwendigkeit einer präzisen Bestimmung des 
Bedarfs und die Möglichkeiten, 1:1-Betreuung mit Qualitätsstandards guter Arbeit zu 
gestalten (siehe 3a.). 

• Die öffentliche Ko-Finanzierung durch die Pflegeversicherung sollte ausgebaut wer-
den. Sie ist durch die hier benannten Qualitätsstandards zu konditionieren. Das Glei-
che gilt für weitere Zuschüsse, die z.B. aus arbeitsmarktpolitischen und gleichstellungs-
politischen Gründen zur Entlastung von Angehörigenpflege beitragen könnten (siehe 
3e.). 

• Zur Prüfung und Kontrolle der Qualitätsorientierung von Agenturen sollte ein Zertifikat 
geschaffen werden, das durch eine von der Branche unabhängige Prüfstelle zu verge-
ben ist und zur Voraussetzung für öffentliche Leistungen der Ko-Finanzierung wird 
(siehe 3e.). 

Die Pflege-/Betreuungsbedürftigen und ihre Familien benötigen dringend qualitativ hochwer-
tige, rechtssichere und bezahlbare Dienstleistungen, die auch die Selbständigkeit und Selbst-
bestimmtheit der Pflegebedürftigen in einem individuell passenden Pflegemix fördern. Die Vor-
schläge dieses Policy Papers sollen zu einem Gesamtkonzept beitragen, das diese Anforde-
rungen erfüllt und gute Arbeit in Live-In-Care schafft. 
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Qualifizierung, siehe hierzu Bosch/Weinkopf (2011) für den Dienstleistungssektor. 
5 Mehr Informationen zum Projekt finden Sie hier: https://www.boeckler.de/de/suchergebnis-forschungs-
foerderungsprojekte-detailseite-2732.htm?projekt=2019-313-4. Die Ergebnisse der empirischen und 
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8 Schwiter/Villalba Kaddour (2021: 203f.). 
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und Freitag (2020). 
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32 Klie (2020: 170). 
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34 Bei der Umwandlung geht es um die Option, bis zu 40% der Summe, die je nach Pflegegrad für 
Pflegesachleistungen zur Verfügung steht, für „Unterstützung im Alltag“ einzusetzen, sofern keine 
Pflegesachleistungen in Anspruch genommen wurden (siehe § 45a Abs. 4 SGB XI). 
35 AnFöVO (NRW) 2019 (Fn 28) (siehe § 45a Abs. 1 S. 2, Abs. 3, § 45b Abs. 4 S. 3 SGB XI). 
36 Ebenso auch BMFSFJ (2017: 173), DGB (2020a) und Steffen (2015). 
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